
Im Einvernehmen mit dem jeweiligen Jagdausübungsbe-
rechtigten kann die Übermittlung der Kontrolllisten auch von
einer fachlich befähigten Vorlageperson erfolgen.

In begründeten Ausnahmefällen kann der Jagdausübungs-
berechtigte eines Jagdrevieres außerhalb seiner Wohnsitzge-
meinde die Vorlage bei der fachlich befähigten Person seiner
Wohnsitzgemeinde vornehmen.

§ 4

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung stellen eine
Verwaltungsübertretung gemäß § 70 Abs. 1 lit. l des Tiroler
Jagdgesetzes 2004 dar und sind mit einer Geldstrafe von bis
zu E 4.500,– zu bestrafen.

§ 5

Diese Verordnung wird durch Anschlag an der Amtstafel der
Bezirkshauptmannschaft Reutte kundgemacht. Sie tritt mit
dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und am
31. März 2015 außer Kraft.

Reutte, 12. Mai 2014
Die Bezirkshauptfrau: Mag. Rumpf

Nr. 504 • Amt der Tiroler Landesregierung • Ib-24562/672-2014

VERORDNUNG

des Amtes der Landesregierung 

über die Jugendzulässigkeit von Filmen

Gemäß § 21 des Tiroler Veranstaltungsgeset zes 2003 wird
nach Anhörung der Jugendmedienkommission beim Bundes-
ministerium für Bildung und Frauen die Jugendzulässigkeit von
nachstehenden Filmen wie folgt festgesetzt:

jugendfrei:

„Das magische Haus 3D“ (85 Minuten);
„Grace of Monaco“ (103 Minuten);

frei ab dem vollendeten 10. Lebensjahr:

„Sarajevo – Das Attentat“ (80 Minuten);

frei ab dem vollendeten 12. Lebensjahr:

„Godzilla 3D“ (122 Minuten).

Innsbruck, 19. Mai 2014
Für das Amt der Landesregierung: Scheiring

Nr. 505 • Amt der Tiroler Landesregierung • Ib-24561/597-2014

KUNDMACHUNG

des Amtes der Landesregierung

über die Bewertung eines Filmes

Aufgrund des Gutachtens der Gemeinsamen Film be wer -
tungs   kommission der Länder vom 13. Mai 2014 wird  gemäß
§ 2 Z. 7 des Tiroler Ver gnügungssteuergeset zes 1982, LGBl.
Nr. 60, nachstehender Film wie folgt bewertet:

mit „sehenswert“: 

„Godzilla“ (Warner, 3.368 Laufmeter).
Innsbruck, 14. Mai 2014

Für das Amt der Landesregierung: Scheiring

Nr. 506 • Amt der Tiroler Landesregierung • ZBS-V639/11-2014

KUNDMACHUNG

der Richtlinien über die Förderung 

der Wohnraumbeschaffung für land- und forstwirt-

schaftliche Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen 

(Beschluss der Landesregierung vom 13. Mai 2014)

Aufgrund des § 9 des Tiroler Landwirtschaftsgesetzes,
LGBl. Nr. 3/1975, werden nachstehende Richtlinien erlassen:

§ 1
Ziele der Förderung

Das Land Tirol gewährt Förderungen zur Wohnraumbe-
schaffung entweder zur Errichtung von Landarbeiter-Eigen-
heimen oder zum Erwerb von Eigentumswohnungen als Di-
rektförderung über die Landarbeiterkammer oder aus Mitteln
des Landeskulturfonds. Ziel ist es, die notwendigen Arbeits-
kräfte für die Land- und Forstwirtschaft zu halten und ein Ab-
wandern in andere Berufsgruppen zu verhindern. In erster  Linie
sind Familien von Land- und Forstarbeitern mit mehreren Kin-
dern zu berücksichtigen.

§ 2
Gegenstand der Förderung

Förderungen werden gewährt für 
a) die Errichtung von Eigenheimen,
b) den Ersterwerb von Eigenheimen und Eigentumswoh-

nungen,
c) deren Vergrößerung sowie deren Sanierung,
d) die Förderung energiesparender Maßnahmen (Biomas-

seheizung, Solaranlage, Photovoltaikanlage und Fernwärme),
jeweils im Bundesland Tirol. Grundbeschaffungs- und Auf-
schließungskosten werden nicht gefördert.

§ 3
Persönliche Voraussetzungen der Förderung

(1) Förderungen dürfen nur Personen gewährt werden, die
in Betrieben gemäß dem Tiroler Landwirtschaftskammer- und
Landarbeiterkammergesetz, LGBl. Nr. 72/2006, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz LGBl. Nr. 130/2013, als Dienstnehmer
beschäftigt sind und aufgrund dieses Dienstverhältnisses der
vollen Sozialversicherungspflicht (Unfall-, Kranken-, Pensions-
und Arbeitslosenversicherung) unterliegen. Pensionsbezie-
hende Personen nach einem Dienstverhältnis in der Land- und
Forstwirtschaft können nur in Ausnahmefällen Fördermittel
(Darlehen) erhalten, wenn das gegenständliche Vorhaben
ohne Fördermittel der Landarbeiterkammer Tirol nicht realisiert
werden kann.

Die Förderung erfolgt nach Maßgabe der hierfür zur Verfü-
gung stehenden Fördermittel. Ein Rechtsanspruch auf eine
Förderung besteht nicht.

(2) Die Förderungswerber müssen bei der Einreichung des
Ansuchens folgende Bedingungen erfüllen:

a) Nachweis der österreichischen Staatsbürgerschaft oder
der Staatsangehörigkeit eines EU- bzw. EWR-Staates;

b) Das Einkommen der Förderungswerber bzw. deren Fa-
milieneinkommen darf die Einkommensgrenze laut Wohnbau-
förderungs-Richtlinie nicht übersteigen, die Sonderregelungen
sind anzuwenden.

Als Familieneinkommen gilt die Summe der Einkommen
des Förderungswerbers und seines Ehepartners bzw. Le-
bensgefährten.

(3) Wird ein Vorhaben von mehreren Förderungswerbern,
die den Voraussetzungen der Richtlinien entsprechen, ausge-
führt, kann ein Förderungsansuchen von jeder in Betracht kom-
menden Person gestellt werden. Wird das Ansuchen nur von
einer Person gestellt, hat sie nachzuweisen, dass für eine För-
derung in Betracht kommende Miteigentümer kein weiteres
 Ansuchen stellen. Jedenfalls darf der Förderungshöchstbetrag
für das Vorhaben insgesamt nicht überschritten werden.

§ 4
Sachliche Voraussetzungen der Förderung

(1) Förderungen dürfen nur zur Befriedigung eines eigenen,
dringenden und zeitgemäßen Wohnraumbedürfnisses ge-
währt werden und nur dann, wenn der Förderungswerber nicht
in der Lage ist, das Vorhaben aus eigenen Mitteln und aus Mit-
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teln nach dem Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 –
TWFG 1991, LGBl. Nr. 55, in der jeweils geltenden Fassung,
durchzuführen. Die Finanzierung des Vorhabens muss gesi-
chert sein. Die Förderungsmöglichkeiten nach dem TWFG
1991 sind auszuschöpfen.

(2) Für die Größe des Eigenheimes bzw. der Eigentums-
wohnung gelten die Förderungsrichtlinien in der jeweils gel-
tenden Fassung nach dem TWFG 1991 sinngemäß. Für land-
und forstwirtschaftliche Dienstnehmer, die auch einen Land-
wirtschaftsbetrieb besitzen, ist die Sonderregelung nach dem
Wohnbauförderungsgesetz für Landwirte anzuwenden. Die
Wohnnutzflächenbegrenzung gilt nicht für Sanierungsmaß-
nahmen.

(3) Der Förderungswerber muss Eigentümer der Liegen-
schaft sein, auf welcher das Eigenheim errichtet oder die Sa-
nierung durchgeführt werden soll. Von diesem Erfordernis kann
abgesehen werden, wenn der Förderungswerber in geeigne-
ter Weise (Vorvertrag, schriftliche Erklärung des Grundeigen -
tümers usw.) glaubhaft macht, dass die Liegenschaft innerhalb
von drei Jahren in sein Eigentum übergehen wird.

Ist eine Eigentumsübertragung aus finanziellen Überle-
gungen unwirtschaftlich oder aus rechtlicher Sicht (Höfege-
setz, Tiroler Grundverkehrsgesetz u. ä.) nicht möglich, so ist
im Fall einer Darlehensgewährung zur Besicherung des Dar-
lehensbetrages die „Schuldschein- und Pfandurkunde“ neben
dem Förderungswerber auch vom Liegenschaftseigentümer in
verbücherungsfähiger Form (beglaubigt) zu unterfertigen.

(4) Der Förderungswerber muss mindestens 10 v. H. der
förderbaren Gesamtkosten an Eigenmitteln (Bargeld und Bau-
material) aufbringen. Eigene Mitarbeit sowie unentgeltliche
Leistungen anderer Personen dürfen mit höchstens 25 v. H.
der förderbaren Gesamtkosten veranschlagt werden.

(5) Das Bauvorhaben muss in angemessener Entfernung
zur Arbeitsstätte liegen.

§ 5
Art und Umfang der Förderung

(1) Zuschüsse:
a) Zuschüsse können nur dem nachstehend angeführten

Personenkreis gewährt werden:
• In der Urproduktion dienenden Betrieben beschäftigte

Landarbeiter,
• Forstarbeiter, Lastkraftwagenfahrer in Forstbetrieben und

Forstwegebauarbeiter,
• Arbeiter in Forstbetrieben, die nicht forstwirtschaftliche

 Arbeiten verrichten (Sägearbeiter, Handwerker etc.),
• Molkerei- und Käsereiarbeiter, soweit sie in Genossen-

schaftsbetrieben beschäftigt sind,
• Genossenschaftsarbeiter und Genossenschaftsange -

stellte (soweit die Genossenschaften landwirtschaftliche Be-
triebe im Sinn des § 5 der Landarbeitsordnung 2000 – LAO
2000, LGBl. Nr. 27, in der jeweils geltenden Fassung, sind),

• Angestellte in Betrieben der Urproduktion (das sind An-
gestellte in Guts-  und Forstbetrieben),

• Personen, auf die die Ausnahmebestimmungen der  lit. b
zutreffen,

• Güterwegbauarbeiter.
b) Persönliche Voraussetzungen für die Gewährung einer

Beihilfe:
• Der Förderungswerber darf das 55. Lebensjahr noch nicht

vollendet haben. Ausnahmsweise gilt als Altersgrenze das voll-
endete 60. Lebensjahr, wenn mindestens ein im gemeinsamen
Haushalt lebendes Kind ebenfalls hauptberuflich land- und
forstwirtschaftlicher Dienstnehmer ist oder der Förderungs-
werber eine mindestens 10-jährige hauptberufliche Tätigkeit in
der Land- und Forstwirtschaft nachweisen kann.

• Der Förderungswerber muss in den letzten fünf Jahren vor
der Gewährung mindestens drei Jahre oder in den letzten zwei
Jahren ununterbrochen eine land- und forstwirtschaftliche Be-
rufstätigkeit ausgeübt haben (Nachweis durch Krankenkas-
sen- oder gleichwertige Bescheinigung). Zeiten des Bezuges
von Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Krankengeld sowie
die Zeit der Leistung des Präsenzdienstes beim Bundesheer
oder des Zivildienstes gelten nicht als Unterbrechung, sofern
der Bewerber sowohl vor als auch nach diesen Zeiten als
Dienstnehmer in der Land- und Forstwirtschaft berufstätig war.
In Berufen mit Saisonarbeitszeit (Alppersonal etc.) zählt jede
Saison als volles Jahr.

c)  Die Höhe des Zuschusses beträgt:
• Für ledige, verwitwete oder geschiedene Förderungswer-

ber
bei einem Jahresnettoeinkommen Zuschusshöhe
bis € 14.000,– ......................................................... E 4.400,–
bis € 18.000,– ......................................................... E 3.700,–
bis € 24.000,– ......................................................... E 3.000,–

• für verheiratete Förderungswerber oder eingetragene
Partner (auch Lebensgemeinschaft)
bei einem Jahresnettoeinkommen 
(Familieneinkommen) Zuschusshöhe
bis € 18.000,– ......................................................... E 7.500,–
bis € 24.000,– ......................................................... E 5.900,–
bis € 33.000,– ......................................................... E 3.700,–

Die angeführten Höchstsätze können für jedes im Fami-
lienverband lebende unversorgte Kind, für das Familienbei hilfe
bezogen wird, um E 1.100,– erhöht werden. Der Kinderzu-
schuss in der Höhe von € 1.100,– wird auch für jene Kinder,
die zwischen der Einreichung des Ansuchens und der Fertig-
stellung des Bauvorhabens geboren werden, gewährt.

Die Einkommensgrenze für die Gewährung eines Zu-
schusses erhöht sich für jedes im Familienverband lebende
unversorgte Kind, für das Familienbeihilfe bezogen wird, um
E 2.500,–.

Bei Vergrößerung (Zubau, Ausbau, Aufstockung usw.)  eines
vorhandenen Objektes halbieren sich die angeführten Höchst-
beträge einschließlich der Kinderzuschüsse.

Ein Zuschuss kann nur einmal in Anspruch genommen wer-
den.

(2) Darlehen (bei Neubau, Ankauf, Sanierung):
Die Darlehenshöhe ist abhängig von der Höhe der zur Ver-

fügung stehenden Mittel und der Gesamtbaukosten und be-
trägt höchstens E 20.000,–.

Die Laufzeit des Darlehens beträgt zwischen fünf und
höchs tens zehn Jahre und ist in jedem Einzelfall auf die fi-
nanzielle Belastbarkeit des Förderungswerbers abzustimmen.
Das Darlehen ist unverzinslich, nähere Bestimmungen hierzu
finden sich in der „Schuldschein- und Pfandurkunde“.

(3) Darlehen (für energiesparende und umweltfreundliche
Maßnahmen):

Förderungsgegenstand:
a) Einbau von Biomasseheizanlagen, einer Wärmepumpe

bzw. der Anschluss an Fernwärme,
b) Errichtung von Solaranlagen,
c) Errichtung von Photovoltaikanlagen.
Die Förderung dieser Maßnahmen erfolgt durch Gewäh-

rung eines Darlehens in der Höhe von höchstens E 5.000,–
bei einer Laufzeit zwischen fünf und höchstens zehn Jahren.

(4) Voraussetzung für alle Förderungsmaßnahmen (Zu-
schüsse und Darlehen) ist jedoch, dass sich die Baulichkeit im
Gebiet des Bundeslandes Tirol befindet. In Ausnahmefällen
können auch Bauvorhaben in den angrenzenden Bundeslän-
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dern gefördert werden, wenn der Förderungswerber in Tirol
 einer einschlägigen land- und forstwirtschaftlichen Berufstä-
tigkeit nachgeht und aufgrund dessen die Landarbeiterkam-
merumlage an die Landarbeiterkammer Tirol abgeführt wird.

(5) Die Summe des gewährten Zuschusses einschließlich
sonstiger aus öffentlichen Mitteln gewährter Zuschüsse und
Darlehen darf 70 v. H. der Gesamtkosten nicht überschreiten.

(6) Für ausschließliche Sanierungsarbeiten kann nur ein
Darlehen aber kein Zuschuss in Anspruch genommen werden.

§ 6
Durchführung der Förderung

(1) Die Förderung ist von der Landarbeiterkammer durch-
zuführen.

(2) Die Förderung darf nur auf Antrag des Förderungswer-
bers gewährt werden. Die Anträge sind bei der Landarbeiter-
kammer Tirol einzubringen. Dem Antrag sind folgende Unter-
lagen beizuschließen:

a) Die für die Errichtung des Eigenheimes erforderliche
rechtskräftige Baubewilligung bzw. der für den Ankauf des
 Eigenheimes oder einer Eigentumswohnung zugrunde lie-
gende Kaufvertrag;

b) Lohnbestätigung des Dienstgebers, bei verheirateten Be-
werbern für den Ehepartner bzw. bei Lebensgemeinschaft für
den Lebenspartner;

c) Nachweis des Bezuges steuerfreier Gelder wie Arbeits-
losengeld, Notstandshilfe oder an deren Stelle tretende Er-
satzleistungen (§ 3 Abs. 1 Z. 5 Einkommenssteuergesetz
1988);

d) Nachweis der Sozialversicherungspflicht;
e) Nachweis des Bezuges sonstiger Einkünfte, die neben

der hauptberuflichen unselbstständigen land- und forstwirt-
schaftlichen Tätigkeit erzielt werden.

(3) Die Landarbeiterkammer hat anhand der vorgelegten
Unterlagen die Höhe der Förderung zu errechnen bzw. fest-
zulegen.

(4)  Der Zuschuss bzw. das Darlehen ist in Teilbeträgen ent-
sprechend dem nachgewiesenen Bedarf über Kreditunter-
nehmen auszuzahlen. Aufgrund vorgelegter Zahlungs- bzw.
Rechnungsbelege kann der gesamte bewilligte Zuschuss bzw.
Darlehensbetrag unter einem ausgezahlt werden. Wird mit
dem Bau nicht innerhalb von zwölf Monaten nach Gewährung
der Förderung begonnen, kann diese nicht mehr beansprucht
werden.

(5) Die Landarbeiterkammer hat den Förderungsempfän-
ger ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass Originalbelege sie-
ben Jahre ab Abschluss des Bauvorhabens sicher und geord-
net aufzubewahren sind.

(6) Der Empfänger von Zuschüssen hat gegenüber der
Landarbeiterkammer eine Verpflichtungserklärung zu unter-
fertigen, in welcher Bestimmungen über den ordnungsgemä-
ßen Bezug, die Verwendung und die Rückerstattung der Mittel
bei nicht widmungsgemäßer Verwendung aufzunehmen sind.

(7)  Wird ein Darlehen gewährt, hat der Darlehensnehmer
eine verbücherungsfähige Schuld- und Pfandbestellungsur-
kunde zu unterfertigen.

§ 7
Kontrolle und Rückerstattung

(1) Das Bauvorhaben ist von der Landarbeiterkammer bis
zu seiner Fertigstellung laufend durch Überprüfung an Ort und
Stelle zu kontrollieren. Auf die Einhaltung der vom Förde-
rungswerber übernommenen Verpflichtungen ist besonders zu
achten. Weiters ist jährlich bis zum Ablauf des Verpflichtungs-
zeitraumes das Beschäftigungsverhältnis des Empfängers von
Förderungsmitteln zu überprüfen.

(2) Der Förderungsempfänger ist verpflichtet, den Organen
oder Beauftragten der Landesregierung und der Landarbei-
terkammer Einsicht in die entsprechenden Unterlagen und
 Belege sowie den Zutritt zum Bauwerk zu gewähren und die
notwendigen Auskünfte zu erteilen.

(3) Wird aufgrund von Angaben und Handlungen des För-
derungsempfängers ein Zuschuss oder Darlehen zu Unrecht
bezogen bzw. werden die eingegangenen Verpflichtungen
nicht eingehalten, ist der Zuschuss oder das Darlehen ganz
oder teilweise zurückzuzahlen.

§ 8
Geschlechtsspezifische Bezeichnung

Personenbezogene Begriffe in dieser Richtlinie haben  keine
geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der Anwen-
dung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspe-
zifischen Form zu verwenden.

§ 9
Schlussbestimmungen

(1) Der Förderungswerber hat mit seiner Unterschrift aus-
drücklich zuzustimmen, dass alle personenbezogenen Daten,
die zur Abwicklung der Förderung unentbehrlich sind, auto-
mationsunterstützt verarbeitet und allen mit der Durchführung
und Überprüfung der Förderung befassten Dienststellen über-
mittelt werden können.

(2) Die Unterlagen über die Abwicklung der Förderung sind
von der Landarbeiterkammer zwölf Jahre, gerechnet ab Ge-
währung des Zuschusses, bei Darlehen mindestens bis zur
gänzlichen Tilgung, sicher und geordnet aufzubewahren.

(3) Für Streitigkeiten aus dem die Förderung begründeten
Rechtsverhältnis gilt der Gerichtsstand Innsbruck.

(4) Diese Richtlinien treten mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung im Boten für Tirol in Kraft. Gleichzeitig treten
die Richtlinien für die Förderung des Landarbeiter-Eigen-
heimbaues in Tirol, Bote für Tirol Nr. 632/2009, außer Kraft.

Innsbruck, 15. Mai 2014
Für die Landesregierung: Dr. Nöbl

Nr. 507 • Gemeindeamt Kössen

KUNDMACHUNG

über die Auflegung des Entwurfes 

der Neuerlassung des Flächenwidmungsplanes

Der Gemeinderat der Gemeinde Kössen hat in seiner Sit-
zung vom 7. Mai 2014 beschlossen, gemäß § 31a Abs. 2 und
§ 64 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 – TROG
2011, LGBI. Nr. 56, in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 130/2013, in Verbindung mit § 6 des Tiroler Umweltprü-
fungsgesetzes – TUP, LGBI. Nr. 34/2005, in der Fassung des
Gesetzes LGBl. Nr. 130/2013, den Entwurf der Neuerlassung
des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Kössen während
sechs Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Gemeinde-
amt Kössen aufzulegen.

Im Rahmen des Auflegungsverfahrens erfolgt die Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 6 Abs. 1 TUP.
Darstellung des wesentlichen Inhalts (§ 6 Abs. 4 lit. a

TUP): Gemäß § 31a Abs. 2 TROG 2011 hat die Gemeinde
innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der Fort-
schreibung des örtlichen Raumordnungskonzeptes den Flä-
chenwidmungsplan neu zu erlassen oder den bestehenden
Flächenwidmungsplan zu ändern, soweit dies zur Vermeidung
von Widersprüchen zu den Zielen der örtlichen Raumordnung
nach diesem Gesetz und zu den Festlegungen des fortge-
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